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URGENT ACTION 

MASSENPROZESS GEGEN 
OPPOSITIONELLE HAT BEGONNEN 
TUNESIEN 
UA-Nr: UA-052/2023-3   AI-Index: MDE 30/9250/2025   Datum: 10. April 2025 – as 

CHAIMA ISSA (seit Juli 2023 unter Auflagen frei) 

LAZHAR AKREMI (seit Juli 2023 unter Auflagen frei) 

JAOUHAR BEN MBAREK 

KHAYAM TURKI 

ISSAM CHEBBI 

GHAZI CHAOUCHI 

RIDHA BELHAJ 

ABDELHAMID JELASSI 

Am 4. März 2025 begann der Prozess gegen 40 Personen, darunter Oppositionelle, Anwält*innen und 

Menschenrechtsverteidiger*innen, die unter dem Vorwurf der „Verschwörung“ angeklagt sind. Sechs der 

Angeklagten befinden sich bereits seit über zwei Jahren willkürlich in Untersuchungshaft. Die Politiker Jaouhar Ben 

Mbarek, Khayyam Turki, Issam Chebbi, Ghazi Chaouachi, Ridha Belhaj und Abdelhamid Jelassi sind seit Februar 

2023 in diesem Fall willkürlich inhaftiert. Das Antiterrorgericht in Tunesien ermittelt gegen sie alle wegen des 

Versuchs, „die Staatsform zu verändern“, worauf gemäß Paragraf 72 des Strafgesetzbuchs die Todesstrafe steht. 

Nach der ersten Anhörung beschloss der Richter, die Verhandlung auf den 11. April zu vertagen, ohne auf die 

Anträge der Verteidigung einzugehen. Diese sahen u. a. die vorläufige Freilassung der Inhaftierten vor sowie ihre 

Anwesenheit vor Gericht, das per Fernverfahren durchgeführt wurde. Die tunesischen Behörden müssen die 

Inhaftierten unverzüglich und bedingungslos freilassen, da sie allein wegen der friedlichen Ausübung ihrer 

Menschenrechte festgehalten werden. 

Die Oppositionellen Jaouhar Ben Mbarek, Khayyam Turki, Issam Chebbi, Ghazi Chaouachi, Ridha Belhaj und 

Abdelhamid Jelassi sind nach wie vor wegen unbegründeter Verschwörungsanklagen willkürlich inhaftiert. Seit ihrer 

Festnahme sind mehr als zwei Jahre vergangen, was die nach tunesischem Recht zulässige Höchstdauer der 

Untersuchungshaft überschreitet.  

Am 2. Mai 2024 verwies die Anklagekammer des Gerichts erster Instanz in Tunis 40 Personen, darunter die sechs 

oben genannten, zur Verhandlung an die Strafkammer des erstinstanzlichen Gerichts in Tunis und lehnte den im 

Namen der sechs Inhaftierten gestellten Antrag auf Freilassung ab. Die Justizbehörden hatten zuvor mindestens acht 

Anträge auf vorläufige Freilassung der sechs Inhaftierten abgelehnt, unter anderem im August 2023 und im Januar 

2024, obwohl keine zuverlässigen Beweise für ein Fehlverhalten ihrerseits vorliegen. Seit Februar 2023 wurden dem 

Fall vom Untersuchungsrichter weitere Angeklagte hinzugefügt, darunter Aktivist*innen verschiedener 

Oppositionsgruppen wie Noureddine Bhiri, Sahbi Atig, Said Ferjani, Riadh Chaibi von der Partei Nahdha, Nejib 

Chebbi, der Vorsitzende der Oppositionskoalition National Salvation Front, der unabhängige Oppositionelle 

Mohamed Hamdi, die Menschenrechtsverteidiger Kamel Jendoubi, Ayachi Hammami und Bochra Bel Haj Hmida 

sowie Geschäftsleute und Inhaber*innen privater Medien. 

Am 26. Februar 2025 teilte das erstinstanzliche Gericht in Tunis der tunesischen Anwaltskammer mit, dass die für 

den Monat März angesetzten Terrorismusprozesse ohne die physische Anwesenheit der Inhaftierten abgehalten 

werden und dass diese unter Berufung auf „das Bestehen einer realen Gefahr“ online vom Gefängnis aus teilnehmen 

würden. Die Inhaftierten und ihre Rechtsbeistände gingen gegen diese Entscheidung vor, u. a. durch Einlegen eines 

Rechtsmittels beim Verwaltungsgericht. Die Inhaftierten kündigten an, dass sie sich weigern würden, online an ihrer 

Verhandlung teilzunehmen, und erst dann teilnehmen würden, wenn man sie in den Gerichtssaal bringt. Ihre 

nächste Anhörung ist für den 11. April anberaumt und wird gemäß einer Entscheidung der Präsidentin des 

erstinstanzlichen Gerichts von Tunis ebenfalls online stattfinden. 

https://www.businessnews.com.tn/defense-des-detenus-politiques--la-liberation-ou-le-maintien-en-detention-sont-des-decisions-purement-politiques,520,131739,3
https://www.amnesty.org/en/latest/news/2024/02/tunisia-release-and-drop-charges-against-opposition-activists-arbitrarily-detained-for-a-year/
https://www.amnesty.org/en/latest/news/2024/02/tunisia-release-and-drop-charges-against-opposition-activists-arbitrarily-detained-for-a-year/
https://www.businessnews.com.tn/proces-du-complot--la-justice-invoque-un--danger-veritable--justifiant-une-audience-a-distance,520,146533,3


 

HINTERGRUNDINFORMATIONEN 

Am 4. März wurde der Prozess im „Verschwörungsfall“ gegen mindestens 40 Personen eröffnet, darunter 

Oppositionelle, Geschäftsleute, Rechtsbeistände und Menschenrechtsverteidiger*innen aus dem gesamten 

politischen Spektrum. Die Verschwörungsvorwürfe sind unbegründet. Die im Februar 2023 eingeleiteten 

Ermittlungen wurden im April 2024 mit der Entscheidung abgeschlossen, die Anschuldigungen zu bestätigen, und 

der Prozess wurde am 4. März 2025 eröffnet. Auf der Liste der Angeklagten stehen politische Aktivist*innen 

verschiedener Oppositionsgruppen wie Noureddine Bhiri, Sahbi Atig, Said Ferjani, Riadh Chaibi von der Partei 

Nahdha, Nejib Chebbi, der Vorsitzende der Oppositionskoalition National Salvation Front, der unabhängige 

Oppositionelle Mohamed Hamdi, die Menschenrechtsverteidiger Kamel Jendoubi, Ayachi Hammami und Bochra Bel 

Haj Hmida sowie Geschäftsleute und Inhaber*innen privater Medien. 

Sechs der Angeklagten befinden sich seit ihrer Festnahme im Februar 2023 willkürlich in Haft. Zu ihnen gehören 

der Politiker Khayam Turki, der am 11. Februar 2023 festgenommen wurde, der Dissident und Politiker Abdelhamid 

Jelassi, der am 12. Februar 2023 festgenommen wurde, der oppositionelle Aktivist Issam Chebbi, der am 

22. Februar 2023 in Gewahrsam genommen wurde; außerdem der oppositionelle Aktivist Jaouhar Ben Mbarek, der 

am 24. Februar 2023 festgenommen wurde, und schließlich die Rechtsanwälte Ghazi Chaouachi und Ridha Belhaj, 

die am 25. Februar 2023 in Gewahrsam kamen. Die bekannte Oppositionspolitikerin Chaima Issa und der 

Regierungskritiker Lazhar Akremi, die im Februar 2023 festgenommen wurden, wurden am 13. Juli 2023 nach fast 

fünf Monaten willkürlicher Inhaftierung unter Auflagen vorläufig freigelassen. 

SCHREIBEN SIE BITTE  

FAXE, E-MAILS, TWITTERNACHRICHTEN ODER LUFTPOSTBRIEFE MIT FOLGENDEN FORDERUNGEN 

▪ Hiermit fordere ich Sie auf, dafür zu sorgen, dass Jaouhar Ben Mbarek, Khayyam Turki, Issam Chebbi, Ghazi 

Chaouachi, Ridha Belhaj und Abdelhamid Jelassi unverzüglich freigelassen werden, da sie allein wegen der 

friedlichen Ausübung ihrer Menschenrechte inhaftiert sind.  

▪ Sorgen Sie außerdem dafür, dass all die unbegründeten Vorwürfe gegen die Angeklagten in diesem Fall 

unverzüglich fallen gelassen und alle willkürlichen Reiseverbote und Beschränkungen ihrer Rechte aufgehoben 

werden. 

 

ACHTUNG! Bitte prüfen Sie auf der Website der Deutschen Post unter „Aktuelle Informationen und Hinweise“, ob 
die Briefzustellung in das Zielland ungehindert möglich ist. Falls nicht, senden Sie Ihre Appellschreiben bitte auf 
elektronischem Weg. Appelle in Papierform können außerdem an die Botschaft des Ziellandes in Deutschland 
geschickt werden. 

 

APPELLE AN 

PRÄSIDENT  
Kais Saied 
Route de la Goulette 
site archéologique de Carthage 
TUNESIEN 
(Anrede: Your Excellency / Exzellenz) 
E-Mail: contact@carthage.tn  
Facebook: https://www.facebook.com/presidence.tn 
 

KOPIEN AN 
BOTSCHAFT DER TUNESISCHEN REPUBLIK 

S.E. Herrn Wacef Chiha 
Lindenallee 16 
14050 Berlin 
Fax: 030-3082 06 83 
E-Mail: at.berlin@tunesien.tn 
 

Bitte schreiben Sie Ihre Appelle möglichst sofort. Schreiben Sie in gutem Arabisch, Französisch, Englisch oder auf 

Deutsch. Wir bitten Sie, nach dem 10. Juli 2025 keine Appelle mehr zu verschicken. 

Weitere Informationen zu UA-052/2023 (MDE 30/6815/2023, 22. Mai 2023, MDE 30/7273/2023, 

5. Oktober 2023 und MDE 30/7808/2024, 11. März 2024) 

PLEASE WRITE IMMEDIATELY 

▪ I therefore urge you to ensure that Jaouhar Ben Mbarek, Khayyam Turki, Issam Chebbi, Ghazi Chaouachi, Ridha Belhaj and 

Abdelhamid Jelassi, are immediately released as they are detained solely for the peaceful exercise of their human rights.  

▪ I also urge you to ensure that all the unfounded charges against all defendants in the case are immediately dropped, and 

arbitrary travel bans and restrictions on their rights are lifted. 

https://www.facebook.com/presidence.tn


 

HINTERGRUNDINFORMATIONEN – FORTSETZUNG 

Gegen alle acht Angeklagten wird aufgrund konstruierter Verschwörungsanklagen nach zehn Bestimmungen des 

tunesischen Strafgesetzbuches ermittelt, darunter Paragraf 72, der die Todesstrafe für den Versuch vorsieht, „die 

Staatsform zu verändern“. Außerdem stehen sie wegen Verstößen gegen 17 Paragrafen des Antiterrorgesetzes von 

2015 unter Anklage, darunter Paragraf 32, der eine Freiheitsstrafe von bis zu 20 Jahren für die „Bildung einer 

terroristischen Vereinigung“ vorsieht. Der Richter und das Berufungsgericht in Tunis lehnten die Anträge der 

Rechtsbeistände auf Entlassung der acht Verdächtigen aus der Untersuchungshaft zunächst ab. Im Juli 2023 ließ 

das Gericht Chaima Issa und Lazhar Akremi jedoch nach fast fünf Monaten in willkürlicher Haft frei, mit der 

Auflage, nicht ins Ausland zu reisen oder an „öffentlichen Orten aufzutreten“. Für die verbleibenden sechs 

Angeklagten verlängerte das Gericht die Untersuchungshaft mit der Begründung, der „ordnungsgemäße Ablauf der 

Ermittlungen müsse sichergestellt werden“. 

Im Oktober 2023 wurde der Menschenrechtsanwalt Ayachi Hammami, gegen den in demselben Fall wegen ähnlicher 

Vorwürfe wie gegen seine inhaftierten Mandanten ermittelt wird, zur Vernehmung durch den Ermittlungsrichter 

vorgeladen. Im Oktober 2023 leiteten die Behörden separate Gerichtsverfahren gegen die Rechtsbeistände Dalila 

Msaddek Ben Mbarek und Islam Hamza ein, weil sie sich in Radiosendungen öffentlich zu dem Fall geäußert hatten. 

Beide sind Mitglieder des Ausschusses für die Verteidigung politischer Gefangener. Gegen sie wird gemäß des 

repressiven Cybercrime-Gesetzes 54 wegen der „Verbreitung falscher Nachrichten“ ermittelt. Seit Beginn der 

Ermittlungen im Februar 2023 haben die Justizbehörden mindestens 42 weitere politische Aktivist*innen, 

Oppositionelle, Geschäftsleute, ehemalige Parlamentsabgeordnete, Rechtsbeistände, 

Menschenrechtsverteidiger*innen und ehemalige Sicherheitskräfte im Rahmen des gleichen Verfahrens vorgeladen. 

Am 14. Februar 2023 äußerte sich der UN-Hochkommissar für Menschenrechte, Volker Turk, besorgt über die 

jüngste Festnahmewelle gegen zivilgesellschaftlich engagierte Personen und vermeintliche Regierungsgegner*innen 

sowie über die anhaltende Aushöhlung der Justiz durch die tunesischen Behörden. Ein*e Sprecher*in des 

Hochkommissars sprach ausdrücklich die Strafverfolgung von „vermeintlichen politischen Gegner*innen“ auf der 

Grundlage von „Verschwörung gegen die Staatssicherheit“ an. Der UN-Hochkommissar forderte die Behörden auf, 

„das Rechtsstaatsprinzip und die internationalen Standards für faire Gerichtsverfahren in allen Gerichtsverfahren zu 

respektieren und umgehend alle willkürlich Inhaftierten freizulassen, auch diejenigen, die sich wegen der 

Wahrnehmung ihrer Rechte auf freie Meinungsäußerung in Haft befinden“. Am 22. Februar erklärte Präsident Saied 

alle, die „es wagen, sich auf die Seite krimineller Netzwerke zu stellen“, zu „Mitschuldigen“. Diese Aussage sowie 

die Tatsache, dass der Präsident im Jahr 2022 insgesamt 57 Richter*innen willkürlich entlassen hatte, hat in der 

Justiz zu einem zunehmend eingeschüchterten Klima geführt. Am 8. Oktober 2024 kam die Arbeitsgruppe der 

Vereinten Nationen für willkürliche Inhaftierungen in einer Erklärung zu dem Schluss, dass „die Verletzungen der 

Rechte der acht Personen auf ein ordnungsgemäßes Verfahren und einen fairen Prozess so schwerwiegend sind, 

dass ihre Inhaftierung dadurch willkürlich ist“. 

https://www.amnesty.org/en/latest/news/2023/05/tunisia-authorities-add-human-rights-lawyers-to-trumped-up-conspiracy-case/
https://www.amnesty.org/en/documents/mde30/6290/2022/en/
https://www.amnesty.org/en/latest/news/2024/02/tunisia-release-and-drop-charges-against-opposition-activists-arbitrarily-detained-for-a-year/
https://www.amnesty.org/en/latest/news/2024/02/tunisia-release-and-drop-charges-against-opposition-activists-arbitrarily-detained-for-a-year/
https://www.ohchr.org/en/press-briefing-notes/2023/02/arrest-perceived-political-opponents-and-civil-society-tunisia
https://www.facebook.com/watch/?v=742766854160830
https://www.amnesty.org/en/latest/news/2022/06/tunisia-arbitrary-dismissals-a-blow-to-judicial-independence/
https://digitallibrary.un.org/record/4069597/files/A_HRC_WGAD_2024_35-EN.pdf

